
1 

 

Ulla Thönnissen 

Kölner Silvesternacht: Keine Antworten, nur neue Sündenböcke 

In dieser Woche sollte Innenminister Jäger im Innenausschuss zu aktuellen Medienberichten über eine 
versuchte Einflussnahme seines Hauses auf den Inhalt einer WE-Meldung zur Kölner Silvesternacht 
Stellung nehmen.  

Jäger selbst sollte sich zu den Vorwürfen äußern, verschob die Beantwortung von unliebsamen Rück-
fragen dann aber in den Untersuchungsausschuss. Auch trotz der Unterstützung seines Staatssekre-
tärs und gleich zwei hochrangiger Beamter war es ihm zuvor nicht gelungen, die in den jüngsten Pres-
seberichten erhobenen Vorwürfe zu Vertuschungsversuchen seines Hauses vollständig auszuräumen. 
Stattdessen hat sich der Innenminister Sündenböcke gesucht. 

Minister Jäger und seine leitenden Mitarbeiter ziehen dafür die Glaubwürdigkeit der Kölner Polizeibe-
amten, die den Versuch der Einflussnahme widerstanden haben, massiv in Zweifel. Die Argumentati-
on: nur sie könnten sich an einen solchen Vorgang erinnern - alle anderen befragten Personen nicht. 
Den Kölner Beamten wird subtil unterstellt, die Unwahrheit gesagt zu haben. Das ist infam. Warum 
sollten örtliche Polizisten intern diese Behauptung wider besseren Wissens aufstellen? 

Der zweite Sündenbock des Innenministers:  

Landeskriminaldirektor Schürmann. Am 4. Januar hatte die Berichterstattung über Köln einen ersten 
Höhepunkt erreicht. Am 5. Januar beantragte die CDU-Fraktion die Sondersitzung des Innenausschus-
ses. Trotzdem will der Landeskriminaldirektor die Brisanz dieser Informationen am 10. Januar noch 
nicht erkannt haben und auch nicht mit dem Innenminister darüber gesprochen haben.  

Deshalb seien die Informationen zu dem Vertuschungsversuch nicht im Bericht zur Sondersitzung des 
Innenausschusses am 11. Januar enthalten gewesen. Hier drängt sich der Verdacht auf, dass jemand für 
den Innenminister den Kopf hinhalten musste. 

Minister Jäger kann elementare Fragen zu seinem Verhalten weiterhin nicht beantworten, verschleiert 
wichtige Vorgänge und konzentriert sich darauf, neue Sündenböcke zu suchen.  

Der Öffentlichkeit werden wichtige Informationen vorenthalten – Nachfragen sind offensichtlich un-
erwünscht. Warum wurden erst Mitte März Stellungnahmen der beteiligten Stellen zum mutmaßli-
chen Vertuschungsversuch eingefordert? Geschah dies freiwillig aus Aufklärungswillen oder aufgrund 
von Presserecherchen?  

Wenn der Innenminister an seiner Strategie der Intransparenz und des Schweigens festhält, wird es für 
die Opfer der Gewalttaten in Köln keine Aufklärung geben können. Dazu darf es nicht kommen. 
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Armin Laschet hält Rede bei Forum Flüchtlinge im Schloss Bellevue:  
Den Marathon der Integration anpacken 
 
Nach einjähriger Arbeit hat die Robert Bosch Expertenkommission zur Neuausrichtung der Flücht-
lingspolitik ihren Abschlussbericht mit 99 konkreten Vorschlägen vorgelegt. In dieser Woche hielt Ar-
min Laschet, Vorsitzender der Expertenkommission und Landes- und Fraktionsvorsitzender der CDU 
Nordrhein-Westfalen, auf Einladung des Bundespräsidenten Joachim Gauck im Schloss Bellevue eine 
Rede zu den vor der Gesellschaft liegenden Aufgaben. Im Anschluss an seine Rede im Rahmen des Fo-
rums „Flüchtlinge in Deutschland: Integration ermöglichen – Zusammenhalt stärken“ erklärte Laschet: 
 
„Nach dem Sprint bei Aufnahme, Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge liegt nun der Mara-
thon der Integration vor uns. Er wird darüber entscheiden, ob es uns gelingt, Asylberechtigte zu Mit-
bürgern zu machen und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland zu stärken. Die Grund-
voraussetzungen für eine gelingende Integrationspolitik sind schnelle Verfahren, umfangreiche und 
früh ansetzende Sprach- und Orientierungskurse und ein automatisierter Datenaustausch zwischen 
allen Behörden. 
 
Für das großstädtisch und industriell geprägte Nordrhein-Westfalen kommt es vor allem auf Reformen 
bei der Verteilung von Flüchtlingen und der Integration von Asylberechtigten in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktes an. In Zukunft sollten bei der Flüchtlingsverteilung Kriterien wie die demografische 
Entwicklung, die Kommunalfinanzen und die jeweilige Situation auf dem Arbeits- und Wohnungs-
markt eine stärkere Rolle spielen. Wenn sich die Aufgaben gerechter verteilen lassen wird Integration 
vor Ort besser möglich. Zudem müssen wir alles dafür tun, um junge und ausbildungsfähige Asylbe-
rechtigte erfolgreich in das duale Ausbildungssystem zu integrieren. Sie haben das Potenzial, für das 
Handwerk und unsere Unternehmen zu den Fachkräften von morgen zu werden.“ 

Kommunen brauchen Wohnsitzauflage für Flüchtlinge 
 
Damit Integration gelingen kann, brauchen wir eine befristete Wohnsitzauflage für anerkannte Flücht-
linge. Städte und Gemeinden erhalten dadurch Planungssicherheit und die Belastungen aus der In-
tegration können besser gesteuert und gerechter verteilt werden.  
Hierdurch kann vermieden werden, dass einzelne Kommunen aufgrund überproportionalen Zuzuges 

Vorschläge gegen Steuerflucht: CDU-Landtagsfraktion unterstützt Kurs von Bundesfinanz-
minister Schäuble und Finanzminister Söder 
 
Die CDU-Landtagsfraktion unterstützt in vollem Umfang das vorgestellte Maßnahmenpaket von Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble und dem bayerischen Finanzminister Markus Söder zur Schaf-
fung von mehr internationaler Transparenz gegen illegale Finanzgeschäfte. Deshalb wird die CDU-
Landtagsfraktion dazu in der kommenden Woche einen eigenen Antrag im Landtag vorlegen.  
 

Das wichtigste Instrument zur Bekämpfung von Steueroasen ist die Schaffung von Transparenz. Die 
Veröffentlichungen so genannten „Panama Papers“ zeigen, dass der Druck gegenüber Staaten, die 
Steuerhinterziehung und Geldwäsche begünstigen, weiter erhöht werden muss. Zudem braucht es 
weitere Bemühungen, um den Standard zum internationalen Informationsaustausch über Finanzkon-
ten weiterzuentwickeln. Außerem müssen Gewinnverlagerungen und Gewinnverkürzungen allgemein 
bekämpft werden. Diese Punkte wollen wir mit unserer Initiative voranbringen. 
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Arbeit an der Verfassungsreform geht weiter 
 
Die bislang gute und aussichtsvolle Arbeit der Verfassungskommission wird auch durch das Gespräch 
der Fraktionsvorsitzenden, das in einigen Punkten nicht zu einem Konsens führte, nicht geschmälert. 
Dass es bei sehr wichtigen Punkten wie dem Wahlalter, dem kommunalen Wahlrecht für Ausländer 
und der Schuldenbremse unterschiedliche Meinungen der Fraktionen gibt ist etwas ganz Normales 
und war im Vorfeld auch bekannt. Ein Kompromiss um jeden Preis war von Anfang an nicht das Ziel 
der CDU-Fraktion. Die  Arbeit der Verfassungskommission in den vergangenen Jahren sollte nicht an 
wenigen Punkten gemessen werden.  
  
Die bisher erreichten Verständigungen zur Stärkung der Parlamentsrechte und der Rechte der Abge-
ordneten sowie zur Beseitigung der Mängel, die sich nach der Auflösung des Landtags im Jahr 2012 ge-
zeigt haben, sind wichtige Schritte hin zu einer besseren Verfassung. Diese Einigungen sind bereits ein 
Erfolg der intensiven Arbeit der Kommission.   
Dabei stützte sich die CDU auch auf die Beständigkeit der nordrhein-westfälischen Landesverfassung, 
die 20 Änderungen in 65 Jahren erfahren hat. Wir wollten Weiterentwicklungen vornehmen, ohne be-
währte Dinge abzuschaffen. Die erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit für Änderungen an der Verfas-
sung soll gerade einerseits davor bewahren, dass es zu voreiligen Beschlüssen kommt und anderer-
seits die Überparteilichkeit und die Dauerhaftigkeit der Entscheidungen widerspiegeln.  
  
Auch wenn bei der Absenkung des Wahlalters bei Landtagswahlen, dem kommunalen Wahlrecht für 
Ausländer, der Individualverfassungsbeschwerde und der Schuldenbremse jeweils keine Zwei-Drittel-
Mehrheiten erreicht werden konnte, wird die Arbeit der Verfassungskommission bereits am kommen-
den Montag, 11. April 2016, weitergehen.  
Unsere Richtschnur bei der weiteren Arbeit wird auch weiterhin sein, Änderungen dort vorzunehmen, 
wo sie wirklich notwendig sind. Wir gehen davon aus, dass die Verfassungskommission mit einem gu-
ten Ergebnis abschließen wird.“ 

durch Flüchtlinge in ihrer Integrationsarbeit überlastet werden.  
Es entspricht gerade dem Interesse Nordrhein-Westfalens, dass dieses Instrument schnell auf den 
Weg gebracht wird.  
Die Forscher des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln haben aktuell festgestellt, dass bun-
desweit die meisten anerkannten Asylbewerber nach Nordrhein-Westfalen ziehen. 29 Prozent der an-
erkannten Flüchtlinge lebten im Jahr 2014 in Nordrhein-Westfalen. Auf Platz zwei folgt Niedersachsen 
mit elf Prozent.  
Das ist ein sehr großer Abstand, der auch überrascht hat. Deswegen wollen wir regeln, dass auch aner-
kannte Flüchtlinge - jedenfalls solange sie keinen Arbeitsplatz haben, der ihren Lebensunterhalt si-
chert - sich an dem Ort aufhalten, wo es für den Staat und die Kommunen am besten funktionieren 
kann. 
 

Anstatt dieses Instrument zu kritisieren, sollte die rot-grüne Landesregierung die Pläne des Bundes 
unterstützen und schon jetzt die Vorbereitungen für die nordrhein-westfälische Verteilung angehen. 
Die derzeitige Systematik der Flüchtlingsverteilung in Nordrhein-Westfalen kann angesichts der 
Schwächen und praktischen Ungerechtigkeiten nicht der Maßstab für die Verteilung von anerkannten 
Asylbewerbern werden.  Damit die Kommunen in Nordrhein-Westfalen auf lange Sicht nicht überlas-
tet werden und die Integration der hier lebenden Menschen nicht scheitert ist eine gesetzliche Vertei-
lung nicht nur von Asylbewerbern, sondern auch von anerkannten Asylbewerbern notwendig. 


